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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Postulat Ducotterd Christian / Glasson Benoît 2020-GC-125 

Schutz des Wohlbefindens der älteren Personen im Heim 
und im Spital in Epidemiezeiten 

I. Zusammenfassung des Postulats 

Mit einem am 24. August 2020 eingereichten und begründeten Postulat beziehen sich die Grossräte 

Christian Ducotterd und Benoît Glasson auf die einschränkenden Massnahmen zum Schutz der 

älteren Personen in Bezug auf die Besuche in den Freiburger Pflegeheimen und Spitälern während 

den epidemiologischen Covid-19-Spitzen und betonen die Auswirkungen dieser Massnahmen auf 

deren Wohlbefinden. Sie sprechen die Schwierigkeit der notfallmässigen Einführung von Massnah-

men an, die gleichzeitig die Gesundheit in Pandemiezeiten und das Wohlbefinden der älteren 

Personen schützen. Sie fordern den Staatsrat auf, zu diesem Thema eine Studie durchzuführen.  

Das Postulat soll ermöglichen, ohne die Dringlichkeit, die seit Beginn der Epidemie herrscht, die 

Probleme zu definieren, die während der aktuellen Coronavirus-Epidemie und während möglichen 

anderen Ausbreitungen, für die Lockdown-Massnahmen notwendig sind, angetroffen werden. Diese 

Studie soll zudem die Umsetzung von Massnahmen ermöglichen, die Gesundheitsschutz und 

Wohlbefinden miteinander in Einklang bringen. Das Ergebnis dieser Arbeit und die daraus 

abgeleiteten Weisungen sollen den Alters- und Pflegeheimen und den Spitälern dienen. 

II. Antwort des Staatsrats 

Seit Beginn der Krise vertritt das sanitätsdienstliche Führungsorgan SFO den Grundsatz, das 

bestehende Gesundheitssystem soweit möglich zu stärken und die besonders gefährdeten Personen 

bei einer Ansteckung zu Hause, im Pflegeheim oder in ihrer Einrichtung zu betreuen. Dies stellt 

diesen Personen sicher, dass sie in ihrem gewohnten Umfeld gepflegt werden und verhindert 

bestimmte medizinische Handlungen und unnötige Leiden. Die Bewohnerinnen und Bewohner 

eines Pflegeheims werden wie alle anderen Personen hospitalisiert, wenn ihr Zustand dies erfordert. 

Im Übrigen wird in erster Linie die Patientenverfügung oder die Meinung der betroffenen Person 

berücksichtigt. Die Betreuungsphilosophie gilt bis heute und hält sich an die von den betreffenden 

Dienststellen der GSD, des HFR und der VFA genehmigte Vorgehensweise. 

Der Staatsrat hält fest, dass besonders gefährdete Bewohnerinnen und Bewohner von Pflegeheimen 

einen hohen Anteil der Pandemieopfer in unserem Kanton darstellen. Das Virus breitete sich trotz 

strenger Schutzkonzepte bei den Bewohnerinnen und Bewohnern sowie beim Personal aus. Da die 

meisten der Bewohnerinnen und Bewohner der Pflegeheime zu den besonders durch Covid-19 

gefährdeten Personen gehören, führte die Ausbreitung des Virus zu dramatischen Situationen mit 

schweren Komplikationen und zahlreichen Todesfällen. Zwischen Juli 2020 und Januar 2021 waren 

fast alle Pflegeheime betroffen, das heisst 50 von 52. 31 % der Bewohnerinnen und Bewohner, das 
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heisst 833 Personen, wurden angesteckt sowie 18 % des Personals. Es ist anzumerken, dass die 

mobilen Teams, die Ende Sommer von der Gesundheits-Taskforce eingeführt wurden, bei diesen 

Ausbrüchen eingesetzt wurden und den Direktionen dieser Einrichtungen organisatorische sowie 

betreuerische Unterstützung und Beratung anboten.  

Da das in diesen Einrichtungen arbeitende Personal nicht vom Virus verschont blieb, häuften sich 

die Abwesenheiten des Pflege-, Reinigungs- und Verwaltungspersonals. Die Gesundheitsnetzwerke 

der Bezirke und die Einrichtungen ergriffen Massnahmen, namentlich durch eine zusätzliche 

Mobilisierung von Personal oder die Inanspruchnahme von Spitexpersonal. Die von den Einrichtun-

gen ergriffenen Massnahmen (beispielsweise Erhöhung Beschäftigungsgrad, Anstellung Zeitperso-

nal) wurden mit einem Personalpool ergänzt und unterstützt, der ebenfalls von der Gesundheits-

Taskforce geschaffen wurde. So mobilisierten sich im letzten Herbst mehrere Partner für die Risi-

koeinrichtungen und wir konnten sie bei ausgewiesenem Bedarf einsetzen: Zivilschutz, Zivildienst, 

Studierende der HfG-FR und der HETS-FR, Personen der ORS, der Caritas und vom Roten Kreuz. 

In diesem Rahmen wurden 211 Personen eingesetzt.  

Der Staatsrat möchte in diesem Zusammenhang an die hervorragende Arbeit der Teams der 

Gesundheits-Taskforce und des gesamten Personals während der ganzen Krise erinnern und sie 

würdigen. Diese Personen wurden auf eine harte Probe gestellt und bleiben durch den geistigen und 

körperlichen Stress, dem sie sich weiter gegenübersehen, anfällig für Erschöpfung.  

Aus diesen Gründen musste der Staatsrat gestützt auf eine komplexe und delikate Interessen-

abwägung zwischen dem Wohlbefinden der Bewohnerinnen und Bewohner, ihrem Gesundheits-

schutz und dem Risiko des Personalmangels schwierige Entscheide treffen. Die provisorischen 

Besuchseinschränkungen entstanden aus diesen Überlegungen und waren in Anbetracht der 

Ausgangslage zum Zeitpunkt, als sie ergriffen wurden, notwendig. Wir weisen diesbezüglich darauf 

hin, dass das BAG in den noch immer geltenden Empfehlungen vom 26. Oktober 2020 vorsieht, 

dass die positiv auf Covid-19 getesteten Bewohnerinnen und Bewohner, die sich in Isolation 

befinden, oder jene in Quarantäne normalerweise keinen Besuch erhalten können. Ausgenommen 

sind sterbenskranke Personen. Der Kanton hat diese Ausnahmeregelung stets angewandt und in der 

zweiten Welle sogar auf Notsituationen ausgeweitet.  

Die Covid-19-Impfung wird ein Teil der Lösung für die Vereinbarung der psychischen und 

körperlichen Gesundheit im Rahmen der aktuellen Pandemie sein, insbesondere weil sie neue 

Perspektiven für mögliche Besuche eröffnen wird (zum Beispiel Familienzusammenführung). Der 

Kanton hat deshalb beschlossen, diesen Personen sowie dem Personal der Pflegeheime für die 

Impfung Priorität einzuräumen, wobei die Zustimmung der Einzelnen berücksichtigt wird. Die 

ersten Impfdosen im ersten Pflegeheim wurden am 28. Dezember 2020 und am 28. Januar 

verabreicht. Dieses Angebot wurde von den Bewohnerinnen und Bewohnern der 52 Pflegeheime 

des Kantons genutzt. Alle Pflegeheime haben bis heute die zweite Impfdosis erhalten. 

Bei dieser Sachlage ist der Staatsrat bereit, aus den bis anhin im Umgang mit dieser Krise 

gewonnenen Erfahrungen zu lernen und für den Fall, dass sich der Kanton in Zukunft erneut 

ähnlichen Situationen gegenübersieht, vertiefte Überlegungen anzustellen, um Massnahmen für eine 

bessere Vereinbarung der psychischen und körperlichen Gesundheit der gefährdeten Personen und 

ihrer Nahestehenden sowie die Notwendigkeit der Sicherstellung des reibungslosen Betriebs der 

Pflegeheime, Einrichtungen und Spitäler zu prüfen und festzulegen. 
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Angesichts des Vorstehenden beantragt der Staatsrat dem Grossen Rat die Annahme dieses 

Postulats. 

9. März 2021 
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